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I. Inhalt  

Rechtsgebiete im bürgerlichen Recht, die die Heirat, die Scheidung, das Testament, die 

Erbschaft und die Adoption regeln, gehören in verschiedenen Rechtssystemen zu den 

Eingriffsnormen, die vom Staat reguliert werden und kaum Spielraum für 

Privatautonomie geben.  In den islamischen Ländern, bietet aber das Rechtssystem 

manchen religiösen Minderheiten Ahl- Al Kitab (Leute des Buches), eine Art 

Selbstregulierungsautonomie, ihre Normen hinsichtlich der Personenrechte 

(Bürgerliches Recht hinsichtlich der Heirat, der Scheidung, der Erbschaft und des 

Testaments) selbst zu definieren. 

Das iranische Rechtssystem bietet auch den anerkannten religiösen Minderheiten eine 

Art Selbstregulierungsrecht, nämlich ihre Personenrechte (Ahvāl-e Shakhsie) selbst zu 

regeln und auszuüben. Das Recht wurde im Jahr 1933 durch das „Gesetz für die 

Erlaubnis der Personenrechte der Nicht-Schiiten vor Gerichte“ (Ghānun-e Ejazey-e rāāyat-

e Ahvāl-e Shakhsie-ye Irānian-e Gheyr-e Shiee dar Mahākem) gesetzlich anerkannt.  

Obwohl das Konzept im iranischen Rechtssystem seine Wurzeln in der islamischen 

Rechtslehre hat, erteilten jedoch nicht nur die Leute des Buches (Ahl AL Kitab) das 

Selbstregulierungsrecht, sondern auch die anerkannten muslimischen Minderheiten 

dieses Recht. 

Ziel dieser Dissertation ist, sich mit den Problemen der Ausübung der 

Selbstregulierungsrechte der anerkannten religiösen Minderheiten, so z.B. Juden, 

Christen, Zoroastrian, sowie Sunni Muslimen (Hanafi, Shāfei, Hanbali, Māleki) und 

Shia Minderheiten (Zeydieh) im Iran zu beschäftigen. Dabei handelt es sich nur um die 

bürgerrechtlichen Aspekte der Rechte der anerkannten religiösen Minderheiten, 

sogenannte „Personenrechte“ (Ahvāl-e Schakhsie) der anerkannten religiösen 

Minderheiten, die von den Grundrechten dieser Minderheiten zu unterscheiden sind.  

Der iranische Gesetzgeber  hat die Anerkennung des Selbstregulierungsrechtes 

religiöser Minderheiten “Aghaliat hāy-e Dini“ nach der islamischen Revolution 

„Enghelāb e Eslāmi“ im iranischen Verfassungsgesetz (Ghānun-e Asāsi-e jomhuri-e 

Eslāmi-e Iran) vom 1979 und 1989 erwähnt und dadurch das Selbstregulierungsrecht 
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der anerkannten religiösen Minderheiten betreffend der Personenrechte auf die 

Verfassungsebene erhöht.  

Aufgrund der unterschiedlichen Rechtsprechungen betreffend der Anwendung der, von 

den religiösen Minderheiten erlassenen, Normen (hinsichtlich der Personenrechte), hat 

der Oberste Gerichtshof (Divān-e āli-e Keschvar) in seinem Urteil Nr.37-10/12/1984 die 

Verpflichtung der iranischen Gerichte hinsichtlich der Anwendung der, von den 

anerkannten religiösen Minderheiten erlassenen, Normen1 betreffend der 

Personenrechte betont. Dieses Urteil vom Obersten Gerichtshof (Divān-e āli-e 

Keschvar) „Ray-e Vahdat-e Ravie“ wurde im Jahr 1993 (1372) von der „Versammlung 

zur Erkennung der Systeminteressen“2 (Madschma-e Taschchis-e Maslehāt-e Nezām), 

wortwörtlich übernommen und als Gesetz „Ghānun-e Residegi be Daāvi-e Matruhe 

Rādje Be Ahvāl-e Shakhshi-ye Va Talimāt-e Dini-e Irāniān-e Zartoschti, Kālimi Va 

Masihi“3 erlassen. 

Trotz dieser Bemühungen gibt es immer noch Schranken, die eine gehörige Ausübung 

der Selbstautonomierechte hinsichtlich der Personenrechte hindern. Diese Barriere liegt 

                                                             
1 Die von den religiösen Minderheiten erlassenen Normen, werden manchmal „Āeen Nāme“ (vgl. Āeen Nāme -ye 

Ahvāle Shakhsie Zartoschtiān) und manchmal „Moghararāt“ (Vgl. Moghararāt-e Ahvāle Shakhsie Arāmane-ye 

gerigori, sowie Moghararāt-e Ahvāle Shakhsie Masihiān-e Protestān) genannt. Obwohl die von den religiösen 

Minderheiten erlassenen Normen, manchmal „Āeen Nāme“ genannt werden, sind sie aber keine „Āeen Nāme“ 

iSd. iranischen Gesetzgebungsterminologie.  In der iranischen Gesetzgebungsterminologie, werden „Āeen Nāme“ 

bzw. „Nezām Name“/Durchsetzungsverordnungen von der Regierung oder Verwaltungsbehörde erlassen. Diese 

werden im Gesetz für die Durchsetzung eines Normalgesetzes vorgesehen.  Die aber von den religiösen 

Minderheiten erlassene Āeen Nāme, unterscheiden sich von von der Regierung erlassenen „Āeen Nāme“ in zwei 

Punkten. Erstens hinsichtlich der zuständigen Organe für die Erlassung eine „Āeen Nāme“, sowie die Rechtskraft 

im iranischen Rechtsaufbau. Die Erlassung der Durchsetzungsverordnungen “ Āeen Nāme“ fallen in der Regel in 

die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörde. (Siehe Ausnahme, Rechtsanwältetarifverordnung). Die im Sinne der 

iranischen Gesetzesterminologie erlassene „Āeen Nāme“ sind im niedrigsten Rang im Gesetzesaufbau, d.h. die 

dürfen nicht gegen Normalgesetze, sowie Verfassungsgesetz, (weitere hochrangige Gesetze) verstoßen. Die aber 

von den religiösen Minderheiten erlassene „Āeen Nāme“ unterscheiden sich von den normalen „Āeen Nāme“ in 

zwei Punkten.  

Erstens werden sie nicht von der Regierung oder Verwaltungsbehörde erlassen. Zweitens bezüglich des Ranges 

im iranischen Rechtssystemaufbau: die von den religiösen Minderheiten erlassenen Normen stehen zwischen den 

Normalgesetzen und Verfassungsgesetzen. Dies bedeutet, das Parlament soll bei der Gesetzerlassung im Bereich 

der Personenrechte, die von den religiösen Minderheiten erlassene „Āeen Nāme“ beachten. Da die Gesetzgebung 

betreffend der Personenrechte religiöser Minderheiten außerhalb von der Zuständigkeit des Parlaments stehen. 
2 „Versammlung zur Erkennung der Systeminteressen“2 (Madschma-e Taschchis-e Maslehat-e Nezām), Ist ein 

Organ des iranischen Staatsapparates. Die von der Versammlung zur Erkennung der Systeminteressen erlassene 

Gesetze sind über dem Normalgesetz im iranischen Rechtsaufbau. 
3 Siehe http://81.91.157.27/DocLib2/Approved%20Policies/Difficulties/1372/dif-3-4-1372-no33.aspx.html 

(Zugriff am 22.06.2017) 

https://de.wikipedia.org/wiki/Iran
http://81.91.157.27/DocLib2/Approved%20Policies/Difficulties/1372/dif-3-4-1372-no33.aspx.html
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zum Teil an gesetzlichen Hindernissen und zum anderen an Kompetenzen der Organe 

der religiösen Minderheiten. 

In diesem Zusammenhang wird zu behandeln sein, wie die gesetzlichen Hindernisse wie 

Öffentliche Ordnung (Nazm-e Omumi) bzw. gute Sitten (Akhlāgh-e Hasane), die 

gehörige Ausübung der Selbstbestimmungsrechte der religiösen Minderheiten hindern.  

Der höchste religiöse Rat der religiösen Minderheiten4 ist für die Festlegung bzw. 

Interpretation der Personenrechte der religiösen Minderheiten vor Gericht zuständig. Es 

gibt bei den Minderheiten, die ihre Normen betreffend den Personenrechten schon 

kodifiziert haben, weniger Spielraum für den religiösen Rat als bei den religiösen 

Minderheiten, die gar keine kodifizierten Normen betreffend den Personenrechten 

haben. 

Mangels einer kodifizierten Regelung für die Personenrechte bei manchen religiösen 

Minderheiten (Juden, Sunni Muslimen5 und Shia Minderheiten (Zeidieh) führt es dazu, 

dass die Rolle der höchsten religiösen Räte der Minderheiten, die keine fachliche 

(rechtliche) Kompetenz haben, bei der Festlegung bzw. Interpretation der 

Personenrechte geprägt wird.  

 

II. Fragestellung 

 

Die Forschungsfrage soll sich damit beschäftigen, welche Schranken bzw. Hindernisse 

es für die Ausübung der Selbstregulierungsrechte der religiösen Minderheiten 

betreffend der Personenrechte gibt? 

Als Vorfrage muss festgestellt werden, welche Akteure bei der Ausübung der 

Selbstregulierungsrechte der religiösen Minderheiten involviert sind.   

In diesem Zusammenhang muss darauf eingegangen werden, wie die politischen, sowie 

die gesetzlichen Entwicklungen Einfluss auf die Ausübung der Selbstregulierungsrechte 

der religiösen Minderheiten genommen haben. 

                                                             
4 Der genannte Rat trägt unterschiedliche Namen, bei verschiedenen religiösen Minderheiten. Anjoman-e 

Mubadān-e Irān für Zratustran, Anjoman-e Kalimiān-e Tehrān für Juden, Khalifegari-e Arāmane- ye Tehrān für 

Gregory Armenians. 
5 Hanafi, Shāfei, Hanbali, Māleki 
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Abschließend ist darzulegen, wie das Zusammenspiel zwischen dem Mangel der 

erlassenen Normen betreffend der Personenrechte, sowie die Inkompetenz der höchsten 

religiösen Minderheiten auf der einen Seite, und die Rechtsprechung der Gerichte auf 

der anderen Seite, sich auf die Ausübung der Selbstregulierungsrechte auswirken.  

Im Zusammenspiel der rechtlichen Schranken ist auch zu beachten, wie der Mangel der 

fachlichen (rechtlichen) Kompetenz bei dem höchsten religiösen Rat der Minderheiten 

auf die Ausübung der Selbstbestimmungsrechte der anerkannten religiösen 

Minderheiten Einfluss nimmt.  

III. Forschungsstand 

In deutscher und englischer Sprache gibt es kaum Literatur, die sich mit den 

Personenrechten bzw. Schranken der Ausübung der Selbstregulierungsrechte 

anerkannter religiöser Minderheiten beschäftigt.  

Existierende Literatur in persischer Sprache ist hauptsächlich Normensammlungen. Es 

gibt keine Forschung, die sich mit Schranken der Selbstregulierungsrechte der religiösen 

Minderheiten im Iran beschäftigt. 

 

IV. Forschungsmethoden 

 

Um die Forschungsfrage zu beantworten, müssen die betreffenden Personenrechte 

erlassenen Normen, insbesondere kodifizierte Regelungen für Personenrechte (bei 

Zoroastrian, Gregory Armenians, Protestant Christians) analysiert werden. Aufgrund 

des Mangels kodifizierter Normen bei Juden, Sunniten (Muslime Hanafi, Shāfei, 

Hanbali, Māleki) und Shia Minderheiten (Zaydieh) ist die Erforschung der Meinungen 

des höchsten religiösen Rates dieser religiösen Minderheiten erforderlich. Dabei ist auch 

die Rechtsprechung der iranischen Gerichte einzubeziehen. 

Da im Falle des Fehlens der kodifizierten Normen von religiösen Minderheiten bzw. die 

Unklarheiten der Normen, die Meinungen von religiösen Raten der anerkannten 

Minderheiten zu ermitteln sind, werden Interviews mit folgenden Vereinigungen der 

religiösen Minderheiten im Iran durchgeführt: 

- Association of Iranian Zoroastrian priests (Anjoman-e Mubadān-e Irān),  

 - The Jewish associations in Tehran (Anjoman-e Kalimiān-e Tehrān) 

- Gregory Armenians Association, (Khalifegari-e Aramane- ye Tehrān ) 
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- Protestant Christian Association   

Dies soll auch ermöglichen, die aktuellen Schranken des im Verfassungsgesetz 

geschützten Selbstregulierungsrechtes (hinsichtlich der Personenrechte) in der 

praktischen Auslegung zu erforschen. 

Neben den genannten Ressourcen wird die Judikatur der iranischen allgemeinen Gerichte für 

Zivilsachen (Dadgāh-e Omumi-e Hoghughi) und des iranischen Obersten Gerichtshofes 

(Divān-e āli-e Keschvar) dazu dienen, die historische Entwicklung der Schranken, aktuelle 

Schranken und Beispiele in der praktischen Auslegung darzulegen. 

 

V. Vorläufige Gliederung 

Kapital 1: Religion und religiöse Minderheiten im Iran 

 

1. Vorbereitung der Religion im Iran 

 

2. Religiöse Minderheiten im Iran 

2.1. Nationale und ausländische religiöse Minderheiten, Abgrenzung 

2.2. Anerkannte religiöser Minderheiten 

2.2. Nicht- anerkannte religiöser Minderheiten 

 

Kapital 2: Religiöse Minderheiten, Rechte 

 

3. Rechte der religiösen Minderheiten 

3.1. Grundrechte 

3.2. Zivilrechte  

3.3. Abgrenzung zwischen Zivil- u. Grundrechte 

3.4. Personenrechte  

4. Selbstregulierungsrecht religiöser Minderheiten 

4.1. Wurzel des Konzepts im Islam (AHL- AL KITAB) 

4.2. Selbstregulierungsrecht in islamischen Ländern 

      4.3. Selbstregulierungsrecht im Iran (Besonderheiten; Unterschiedliche                              

Bedeutung des Begriffs „AHL- AL KITAB“ im Iran im Vergleich zu anderen    

islamischen Ländern 

Kapital 3: Selbstregulierungsrecht religiöser Minderheiten und deren 

Hindernisse 
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5. Selbstregulierungsrecht religiöser Minderheiten im iranischen Rechtssystem  

5.1. Wurzel des Konzepts 

5.2. Selbstregulierungsrecht religiöser Minderheiten vor Gesetzgebung 

5.3. Historische Entwicklung der Gesetze übers Selbstregulierungsrecht   

5.4. Einschlägige Normen 

 

- Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte 1966 

- Persisches Verfassungsgesetz (Ghanun-e Asasi)vom 1906 

- Iranisches Verfassungsgesetz vom 1979 

- Iranisches Verfassungsgesetz vom 1989(Art. 12,13) 

- Iranisches Zivilgesetzbuch vom 1928 

- Gesetz über die Erlaubnis der Anerkennung der Personenrechte der 

nationalen nicht-schiitische Minderheiten vor Gerichten vom 1933 

- Gesetz über die Unterstüzung der Familienrecht 2013(Ghānun-e 

Hemāyat az Hoghugh-e khānevādeh) 

 

5.5. Das Recht der religiösen Minderheiten für Selbstregulierung der 

Personenrechte; Darstellung des rechtlichen Standpunktes im iranischen 

Rechtssystem   

 

6. Selbstregulierungsrecht der Personenrechte religiöser Minderheiten; 

Entstehung und Entwicklung  

6.1. Hintergrund des Konzepts im Islam  

6.2. Das Konzept bei Imamiten(Emāmieh) bzw. Zwölfer-Schia(aš-Šīʿa al-Iṯnā 

ʿašarīya) Lehre 

6.3. Wurzel des iranischen Zivilrechts im französischen Recht und Imamiten 

Figh (Feghh) 

6.4. Übernahme des Begriffs „Personenrechte“ vom französischen Recht 

6.5. Historische Entwicklung des Begriffs religiöse Minderheiten im Iran im 

Laufe der Zeit 

6.6. Betroffene Rechtsgebiete 

6.6.1. Heirat 

6.6.2. Scheidung 

6.6.3. Adoption 

6.6.4. Testament 

6.6.5. Erbschaft  
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7. Schranken für die Selbstregulierung der Personenrechte 

7.1. Unklarheiten im Gesetz betreffend die Geltungsbereiche 

7.2. Gesetzliche Hindernisse 

- Öffentliche Ordnung ((§975 iranische ZGB) 

- Gute Sitten (§975 iranische ZGB) 

7.3. Fehlen der fachlichen (rechtlichen) Kompetenz bei den höchsten 

religiösen Räten der religiösen Minderheiten 

     7.4. Mangel einer kodifizierten Regelung für die Personenrechte bei       

manchen religiösen Minderheiten (Juden, Sunni Muslimen (Hanafi, Shaafei, 

Hanbali, Maliki) und Shia Minderheiten (Zaydieh)   

 

 

1. Zeitplan 

Apr. – Aug. 2018 

Verfassung der ersten Kapitel 

Sep. 2018 – Feb. 2019 

Verfassung der zweiten Kapitel, Teilnahme beim Seminar im Dissertationsfach 

Mrz. – Jul. 2019 

Verfassung der Rest von dem zweiten Kapitel und Teilnahme beim Seminar im 

Dissertationsfach 

Aug. – Okt. 2019  

Verfassung der Dritten Kapitel  

Nov. 2019 – Feb. 2020  

Verfassung der Rest von dem dritten Kapitel, Reise nach Iran und Interview mit 

den Vereinigungen religiöser Minderheiten 
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Shakhshi-ye Va Talimāt-e Dini-e Irāniān-e Zartoschti, Kalimi Va Masihi) 

vom  1993, Amtsblatt Nr. 14138   

- Vorschriften für die Personenrechte der protestanischen Christen des 

Irans  (Moghararāt-e Ahvāle Shakhsie-ye Masihiān-e Protestān-e Irān) 

Amtsblatt Nr. 2212/9,28.09.2008 

- Vorschriften für die Personenrechte der Gerigorie Armeniens 

(Moghararāt-e Ahvāle Shakhsie-ye Arāmane Gerigori) vom 19.3.2002 

- Durchsetzungsverordnung für die Personenrechte der iranischen 

Zoroastrier (Āeen Nāme ye ahvāle shakhsie Zartoshtiān e Irān)  Amtsblatt Nr. 

18285,17.5.2007 

Judikatur: 

Urteil (Ray-e Vahdat-e Ravie) Nr. 37-10/12/1984   des iranischen obersten Gerichtshof 

(Divān-e āli-e Keschvar) 

Urteil Nr. 9509970202401201- 25.10.2016(04.08.1395), Familiengericht Nr. 254, Teheran 

Urteil Nr. 9209970217200864- 22.09.2013(31.06.1392), Familiengericht Nr. 272, Teheran 

Urteil Nr. 1146- 79, 15.07.2000(25.05.1379), Familiengericht Nr. 1721, Teheran 

Urteil Nr. 1978/287/88, 29.07.2009(07.05.1388), Familiengericht Nr. 287, Teheran 

Urteil Nr. 1560, 1978/287/88, 21.10.2007(29.07.1386), Familiengericht Nr. 266, Teheran 

Urteil Nr. 1751, 1740/26/86, 31.12.2008(11.10.1387), OLG Nr. 26, Teheran 

*Die zivilgerichtlichen Urteile im Iran werden nicht immer veröffentlicht. Aus diesem Grund werden 

die restliche Urteile bei den zuständigen Gerichten im Iran von mir persönlich gesammelt. 

 

 

 

 


